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Vorwort


Das Beherrschen von Aufbauschemata ist essentiell für Klausur und Hausarbeit. Dieses Werk soll Ihnen einen Überblick über die wichtigsten Aufbauschemata bieten.


Dr. jur. Martin Berger Leipzig, Dezember 2025









Kapitel I: Strafrecht -Allgemeiner Teil-




I.1. Das vorsätzliche Begehungsdelikt




I. Tatbestand


a) objektiver Tatbestand


aa) Tatsubjekt (Täter) [zumeist unproblematisch]


bb) Tatobjekt [zumeist unproblematisch]


cc) Tathandlung


dd) Taterfolg (nur bei Erfolgsdelikten)


ee) Kausaltät (nur bei Erfolgsdelikten)


ff) objektive Zurechnung (nur bei Erfolgsdelikten)


b) subjektiver Tatbestand


aa) Vorsatz gemäß aller obj. TBM, § 15 StGB


bb) sonstige subj. Tatbestandsmerkmale (z.B. bei §§ 242, 249, 253, 263 StGB)


cc) Irrtumsproblematik


aaa) Tatbestandsirrtum (§ 16 StGB)


bbb) error in persona vel objecto


ccc) aberatio ictus


II. Rechtswidrigkeit


a) Rechtfertigungsgründe


aa) Notwehr (§ 32 StGB)


bb) Defensivnotstand (§ 228 BGB)


cc) Aggressivnotstand (§ 904 BGB)


dd) (allgemeiner) rechtfertigender Notstand (§ 34 StGB)


ee) Festnahmerecht nach § 127 II StPO


ff) tatsächliche Einwilligung


gg) mutmaßliche Einwilligung


b) offene Tatbestandsmerkmale (z.B. § 240 II StGB): Verwerflichkeitsprüfung (Zweck-Mittel-Relation)


III. Schuld


a) Schuldunfähigkeit (§§ 19, 20 StGB)


b) actio libera in causa


c) sepzielle Schuldmerkmale







e) Vorsatzschuld


f) Entschuldigungsgründe


aa) Notwehrexzess (§ 33 StGB)


bb) entschuldigender Notstand (§ 35 StGB)


cc) übergesetzlicher entschuldigender Notstand


g) Unrechtsbewusstsein


aa) Verbotsirrtum


bb) Erlaubnisirrtum


IV. Sonstige Strafbarkeitsvoraussetzungen


a) persönliche Strafaufhebungsgründe (§§ 24, 31 StGB)


b) Strafantragserfordernis (§§ 77ff.; 123 II; 230, 303c)





Die Kausalität stellt einen Zusammenhang zwischen Tathandlung und Taterfolg her. Hierfür verwendet man die sog. "conditio-sine-qua-non-Formel" der Äquivalenztheorie1 (h.M.): Eine Handlung ist kausal für den Taterfolg, sofern diese nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der tatbestandsmäßige Erfolg in seiner konkreten Gestalt entfiele. Da die Äquivalenztheorie sehr weitreichend ist, wird sie von zahlreichen anderen Kausalitätstheorien eingeschränkt. So ist nach der Adäquanztheorie2 eine Handlung nur dann adäquat kausal, wenn sie die objektive Möglichkeit des Erfolgseintritts generell (d.h. nach allgemeiner Lebenserfahrung) nicht in unerheblicher Weise erhöht hat3. Sprechen Sie die Adäquanztheorie nur dann an, wenn die Äquivalenztheorie zu lebenswirklichkeitsfremden Ergebnissen führt.


Ziel der objektiven Zurechnung ist es, die viel zu weit gefasste Äquivalenztheorie zu begrenzen. Objektiv zurechenbar ist dem Täter ein Erfolg nur dann, wenn sich die mit der Handlung des Täters verbundene rechtlich missbilligte Gefahr (Erfolgsrisiko) in dem tatbestandsmäßigen Erfolg realisiert (Risikozusammenhang) hat4.


Vorsatz ist der Wille zur Verwirklichung des objektiven Tatbestandes in Kenntnis seiner Merkmale. Vorsatz ist damit Wissen und Wollen der Tatbestandsverwirklichung. Man unterscheidet drei Arten von Vorsatz5:




	
Absicht (dolus directus 1. Grades) Der Täter will den Taterfolg absichtlich herbeiführen.


	
Wissentlichkeit (dolus directus 2. Grades) Der Täter weiß zwar, dass er mit Sicherheit den gesetzlichen Taterfolg herbeiführt, ihm kommt es aber in erster Linie nicht darauf an, da er eigentlich ein anderes Ziel erreichen will.


	
Eventualvorsatz (dolus eventualis)6 Der Täter erkennt zwar die Möglichkeit des Erfolgseintrittes und nimmt diesen zumindest billigend in Kauf, auch wenn er den Erfolgseintritt eigentlich gar nicht will (h.M.7) Sollte Eventualvorsatz vorliegen, müssen Sie zur bewussten Fahrlässigkeit abgrenzen.







I.2. Notwehr, § 32 StGB


(Nothilfe bezeichnet die von einem Dritten verübte Notwehr für einen Angegriffenen)




I. Notwehrlage


a) Angriff


b) Gegenwärtigkeit


c) Rechtswidrigkeit


II. Notwehrhandlung


a) Erforderlichkeit


aa) Geeignetheit


bb) relativ mildeste Mittel


b) Gebotenheit


aa) Bagatellangriffe


bb) Beschränkung Notwehrrecht (Ausweichen/Flucht; Schutzwehr; Trutzwehr); Notwehrprovokation


III. Verteidigungswille (subj. Element der Notwehr)





Eine Notwehrlage besteht, wenn ein gegenwärtiger, rechtswidriger Angriff auf ein notwehrfähiges Rechtsgut vorliegt, § 32 II. Ein Angriff ist die unmittelbare Bedrohung rechtlich geschützter Güter durch einen Menschen. Gegenwärtig ist der Angriff, wenn er unmittelbar bevorsteht, bereits begonnen hat oder noch andauert. Rechtswidrig ist der Angriff, wenn er seinerseits nicht durch einen Erlaubnissatz gedeckt ist, d.h. der Angreifer sich selbst nicht auf einen Rechtfertigungsgrund berufen kann.


Erforderlich ist die Notwehrhandlung, wenn sie das mildeste Mittel ist, den Angriff sofort und ohne Risiko endgültig abzuwehren. Obwohl im Rahmen der Notwehr gerade keine Güterabwägung zwischen den einzelnen Rechtsgütern des Angreifers und des Angegriffenen erfolgt, kann es „geboten“ erscheinen, dass bei einem krassen Missverhältnis zwischen den Rechtsgütern das Notwehrrecht verneint wird (z.B. bei Bagatellangriffen oder Notwehrprovokation) oder zumindest eingeschränkt wird (abgestuftes Notwehrrecht). Der Verteidigende muss zudem subjektiv mit dem Willen handeln, sich dem Angriff zu erwehren (sog. Verteidigungswille).





I.3. Defensivnotstand, § 228 BGB


(Sachwehr)




I. Notstandslage


a) Gegenwärtigkeit


b) Gefahr


c) notstandsfähiges Rechtsgut (z.B. Leib, Leben, Gesundheit, Eigentum, etc.)


d) durch eine Sache


II. Notstandshandlung gegen die Rechtsgüter eines Dritten


a) Beschädigen oder Zerstören einer Sache, von der die Gefahr ausgeht)


b) Erforderlichkeit der Notstandshandlung (Geeignetheit und relativ mildestes Mittel)


c) Güterabwägung (Verhältnismäßigkeitsprüfung),d.h. Sachschaden darf nicht außer Verhältnis zur Gefahr stehen


III. subjektive Rechtfertigungselemente


a) Kenntnis der rechtfertigenden Umstände


b) Gefahrabwehrwille





Gegenswärtigkeit bedeutet, dass die Bedrohung bei natürlicher Weiterentwicklung alsbald oder in naher Zukunft in einen Schaden umschlagen kann. Gefahr liegt vor, wenn aufgrund tatsächlicher Umstände im Zeitpunkt der Handlung der Eintritt eines Schadens wahrscheinlich ist.





I.4. Aggressivnotstand, § 228 BGB


(Angriffsnotstand)




I. Notstandslage


a) Gegenwärtigkeit


b) Gefahr


c) notstandsfähiges Rechtsgut


II. Notstandshandlung gegen die Rechtsgüter eines Dritten


a) Beschädigen oder Zerstören einer Sache, von der die Gefahr nicht ausgeht, um eine andere Gefahr abzuwenden)


b) Erforderlichkeit der Notstandshandlung (Geeignetheit und relativ mildestes Mittel)


c) Güterabwägung (Verhältnismäßigkeitsprüfung),d.h. gerettetes Rechtsgut ist wesentlich wertvoller als das beschädigte Sache


III. subjektive Rechtfertigungselemente


a) Kenntnis der rechtfertigenden Umstände


b) Gefahrabwendungswille








I.5. rechtfertigender Notstand, § 34 StGB


(§ 34 StGB ist subsidiär zu §§ 228, 904 BGB)




I. Notstandslage


a) Gegenwärtigkeit


b) Gefahr


c) notstandsfähiges Rechtsgut


II. Notstandshandlung gegen die Rechtsgüter eines Dritten


a) Gefahr darf nicht anders abwendbar sein (entspricht der Erforderlichkeit bei § 32 StGB)


b) Interessenabwägung (geschütztes Interesse muss beeinträchtigtes Interesse wesentlich überwiegen) keine Abwägung Leben gegen Leben


c) Angemessenheit (besondere Gefahrentragungspflichten z.B. für Polizei, Feuerwehr); kein Widerspruch zur Gesamtrechtsordnung


III. subjektive Rechtfertigungselemente


a) Kenntnis der rechtfertigenden Umstände


b) Gefahrabwendungswille








I.6. Rechtfertigende Pflichtenkollision




I. Konfliktlage


a) Kollision zweier rechtlicher Handlungspflichten


b) Gleichwertigkeit der Handlungspflichten


II. Erfüllung einer Pflicht auf Kosten der anderen


III. subjektive Rechtfertigungselemente


a) Handeln in Kenntnis der rechtfertigenden Umstände


b) Handeln zur Gefahrenabwehr








I.7. Festnahmerecht, § 127 I StPO




I. Festnahmesituation


a) auf frischer Tat betroffen


b) auf frischer Tat verfolgt


II. Festnahmegrund


a) Fluchtverdacht


b) Unmöglichkeit der Identitätsfeststellung


III. Festnahmehandlung







IV. subjektives Rechtfertigungselement


a) Kenntnis der objektiven Festnahmesituation


b) Handeln in Festnahmeabsicht (subj. Merkmal)





Auf frischer Tat8 betroffen ist, wer bei der Begehung einer rechtswidrigen Tat oder unmittelbar danach am Tatort oder in dessen unmittelbarer Nähe gestellt wird. Die h.M.9 verlangt, dass eine tatsächlich begangene Straftat notwendig ist. Der BGH10, verlangt hingegen nur einen (dringenden) Tatverdacht. Auf frischer Tat verfolgt ist, wenn sich der Täter bereits vom Tatort entfernt hat und sichere Anhaltspunkte auf ihn als Täter hinweisen und die Verfolgung zum Zwecke seiner Ergreifung dient. Fluchtverdacht liegt vor, wenn der Festnehmende nach dem erkennbaren Verhalten des Täters davon ausgehen muss, dieser werde sich der Strafverfolgung durch Flucht entziehen, wenn er nicht alsbald festgenommen wird. Die Identitätsfeststellung ist unmöglich, wenn der Täter Angaben zur Person verweigert oder keine gültigen Ausweispapiere mit sich führt. Als Festnahmehandlung ist die Anwendung einfacher körperlicher Gewalt oder von Zwang anerkannt.





I.8. Rechtfertigende Einwilligung, § 228 StGB




I. Disponibilität des Rechtsguts


Einwilligender muss alleiniger Inhaber des verletzten Individualrechtsguts sein. Es kann nicht auf das Rechtsgut Leben verzichtet werden. Eine Einwilligung in eine lebensgefährdende Handlung ist aber möglich.


II. Einwilligungserklärung


Die Einwilligungserklärung kann vor der Tat nach außen kundgegeben werden (auch konkludent) und im Zeitpunkt der Tat noch fortbestehen







III.Wirksamkeit der Einwilligung


Einwilligungsfähigkeit setzt voraus, dass der Einwilligende die Bedeutung und Tragweite der Einwilligung erkennt und sachgerecht beurteilen kann (maßgebend nur natürliche geistige und sittliche Reife, nicht Geschäftsfähigkeit). Problematisch bei Jugendlichen. Es dürfen zudem keine Willensmängel bestehen, d.h. die Einwilligung muss ernsthaft und freiwillig (ohne Drohung, Zwang oder argl. Täuschung) erfolgen.


IV.Zusatzvoraussetzung bei Körperverletzung (keine Sittenwidrigkeit, § 228 StGB)


V. subj. Rechtfertigungselemente


a) Kenntnis der Einwilligung


b) Handeln aufgrund Einwilligung








I.9. mutmaßliche Einwilligung




I. Disponibilität des Rechtsguts


Einwilligender muss alleiniger Inhaber des verletzten Individualrechtsguts sein. Es kann nicht auf das Rechtsgut Leben verzichtet werden. Eine Einwilligung in eine lebensgefährdende Handlung ist aber möglich.


II. mutmaßliche Einwilligungserklärung


a) Subsidiarität: keine (ausdrückliche) Einwilligungserklärung bzw. keine (zumutbare) Möglichkeit, eine Erklärung rechtzeitig einzuholen


b) eine Einwilligung wäre bei objektiver Würdigung aller Umstände mit Sicherheit zu erwarten, weil das Handeln entweder im Interesse des Berechtigten liegt oder schutzwürdige Interessen des Betroffenen offensichtlich nicht berührt


III.Wirksamkeit der Einwilligung


Eine ausdrückliche Einwilligung müsste wirksam sein.


IV.Zusatzvoraussetzung bei Körperverletzung (keine Sittenwidrigkeit, § 228 StGB)


V. subj. Rechtfertigungselemente


a) Ausgehen von den Voraussetzungen einer mutmaßlichen







Einwilligung


b) Handeln aufgrund der mutmaßlichen Einwilligung








I.10. Entschuldigender Notstand, § 35 StGB




I. Konfliktlage:




	notstandsfähiges RGut: Leib, Leben, Freiheit (abschließend)


	gegenwärtige Gefahr (siehe § 34 StGB)


	nicht anders abwendbar (letzter, einzigster Ausweg, obj. erforderlich und geeingnet)


	Täter, oder Angehöriger gem. § 11 I Nr. 1 StGB oder nahestehende Person




II. Grenzen:




	Erforderlichkeit der Rettungshandlung (Geeignetheit und relativ mildestes Mittel)


	Hinnahme der Gefahr unzumutbar (§ 35 I S. 2 StGB) (z.B. besonderes Rechtsverhältnis; keine (pflichtwidrige) Gefahrenverursachung; Garantenstellung) (z.B. Ärzte, Polizei, Feuerwehr, Soldaten)




III. Kenntnis der Umstände und Rettungsswille








I.11. Entschuldigender Notstandsexzess, § 33 StGB




I. Bestehen einer tatsächlichen Notwehrlage (h.M.11)


II. Überschreiten der Grenzen der Notwehr12 (der


Erforderlichkeit der Verteidigungshandlung) (h.M.)


III. psychischer Ausnahmezustand (Affekt)




	
aus Verwirrung, Furcht oder Schrecken (h.M.) -sog. asthenischer Affekt


	nach einer Mindermeinung jedoch auch Wut oder Zorn (sog. sthenischer Affekt)




IV. Zusammenhang zwischen Affekt und Notwehrüberschreitung


V. Verteidigungswille








I.12. übergesetzlicher entschuldigender Notstand




0. gedankliche Vorprüfung (nicht in der Klausur niederschreiben)


a) Ebene Rechtswidrigkeit: Rechtfertigungsgründe liegen keine vor


aa) Notwehr, § 32 StGB: fehlender gegenwärtiger Angriff


bb) Notstand, § 34 StGB: keine Güterabwegung Leben gegen Leben zulässig


cc) rechtfertigende Pflichtenkollision scheitert, da keine zwei gleichrangigen Handlungspflichten, sondern eine Handlungs- und Unterlassungspflicht aufeinander treffen


b) Ebene Schuld: entschuldigender Notstand nach § 35 StGB liegt nicht vor, da die gerettete Personen nicht zu dem in § 35 StGB genannten Personenkreis gehören


I. I. Notstandslage


a) Gegenwärtigkeit


b) Gefahr


c) Rechtsgut Leben (keine anderen RG)


II. Notstandshandlung gegen das Leben eines Dritten


a) Gefahrenabwehr darf nicht nach § 34 StGB gerechtfertigt oder nach § 35 StGB entschuldigt sein


b) Gefahr darf nicht anders abwendbar sein (entspricht der Erforderlichkeit bei § 32 StGB)


c) ethische Gesamtbetrachtung: Nach ethischer Gesamtbetrachtung das einzige Mittel, um größeres Übel zu vermeiden


III. Zumutbarkeit


Die Gefahr darf nach den Kriterien des § 35 I 2 StGB nicht zumutbar gewesen sein. (z.B. Hinnehmbar wäre die Gefahr dann, wenn der Täter die Gefahr selbst geschaffen hätte)
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